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Die Freien Wähler sind gegen die exorbitante Erhöhung der 
Anwohnerparkgebühren  
 
 
Statt wie bisher 30 Euro im Jahr soll der Anwohnerparkausweis 
zukünftig rund 30 Euro im Monat kosten – so die Vorstellung der 
Fraktionen Bündnis 90/Die Grüne, Eine Stadt für alle und JUPI. Diese 
Gebührenerhöhung bedeutet eine 1.200-Prozentige Steigerung auf 
einen Schlag. Diese exorbitante Anhebung trägt die Fraktion der Freien 
Wähler nicht mit, ist sie in unseren Augen schlichtweg realitätsfern 
sowie unsozial.  
 
In der zweiten Lesung um Doppelhaushalt wurde von einer 
Gemeinderätin in Bezug auf die extreme Gebührenerhöhung  
argumentiert, dass die Bewirtschaftung eines Anwohnerparkplatzes im 
öffentlichen Raum monatliche Bewirtschaftungskosten in Höhe von 
50,00 Euro verursachen würden. Diese Äußerung blieb von der 
Verwaltung sowohl unwidersprochen als auch unkommentiert.  
 
Aus diesem Grund hat unsere Fraktion nun bei der Verwaltung 
nachgefragt, ob ihr eine tatsächliche Kostenrechnung vorliegt, die eine 
derartige Äußerung rechtfertigt. Gegebenenfalls, ob es möglich ist, eine 
konkrete Kostenabrechnung für die Bewirtschaftung eines öffentlichen 
Anwohnerparkplatzes zu erstellen. Denn für uns ist es wichtig, mit 
Fakten zu arbeiten, anstatt mit puren Mutmaßungen.  
 
„Unsere Fraktion ist nicht grundsätzlich gegen eine 
Gebührenerhöhung“, so der Fraktionsvorsitzende Dr. Johannes Gröger, 
„jedoch soll diese unserer Ansicht nach moderat und sozial verträglich 
sein, weshalb wir uns hierbei den Vorstellungen der Verwaltung 
anschließen können.“ Es gilt Augenmaß zu halten, „denn es käme 
schließlich auch niemand auf die Idee, beispielswiese für die Benutzung 
von Fußgängerwegen ein zweites Mal irgendwelche Abgaben zu 
verlangen“ findet Dr. Johannes Gröger. Alle Halter_innen eines 
Kraftfahrzeuges bezahlen in der Regel Kfz-Steuer, die ebenfalls für die 
Unterhaltung des Straßennetzes verwendet wird. 
  
 
 


